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Allgemeine Chronik

Grundlagen der Staatsordnung

Rechtsordnung

Privatrecht

Der Bericht «Modernisierung des Familienrechts» in Erfüllung eines Postulats Fehr (sp,
ZH; Po. 12.3607) sowie mehrere Bundesgerichtsentscheide aus jüngerer Vergangenheit
wiesen darauf hin, dass das schweizerische Abstammungsrecht nicht mehr zeitgemäss
sei. Zu diesem Schluss kam die RK-SR und reichte im August 2018 ein Postulat ein, das
den Bundesrat auffordert, einen Bericht über den Reformbedarf im
Abstammungsrecht zu erstellen und allenfalls Empfehlungen für eine kohärente
Gesetzesrevision darzulegen. Das geltende fortpflanzungsmedizinische Verbot der Ei-
und Embryonenspende sowie der Leihmutterschaft soll dabei nicht infrage gestellt, die
Tatsache, dass in der Schweiz verbotene Reproduktionsmethoden zunehmend im
Ausland in Anspruch genommen werden, aber auch nicht ausser Acht gelassen werden.
Der Bundesrat unterstützte das Anliegen. Bundesrätin Simonetta Sommaruga sagte vor
dem Ständeratsplenum im Dezember 2018, die Schweiz täte gut daran, sich dieser
Fragen anzunehmen, wie es Frankreich und Deutschland bereits getan hätten. Der
Ständerat überwies das Postulat stillschweigend an den Bundesrat. 1

POSTULAT
DATUM: 12.12.2018
KARIN FRICK

Institutionen und Volksrechte

Organisation der Bundesrechtspflege

Seit mehreren Jahren befinden sich unter dem Oberbegriff „Justizreform“ sowohl die
Organisation als auch der Ablauf der Rechtspflege auf Bundes- und Kantonsebene in
einer tiefgreifenden Umgestaltung. Stichwörter dazu sind die neuen Bundesgerichte
und die Vereinheitlichung der Prozessordnungen. Der Ständerat verlangte nun vom
Bundesrat mit der Überweisung eines Postulats Pfisterer (fdp, AG) kurze
Zwischenberichte und einen abschliessenden Bericht über die Wirksamkeit dieser
Reformen. 2

POSTULAT
DATUM: 26.09.2007
HANS HIRTER

Mit einem Postulat Caroni (fdp, AR) soll geprüft werden, wie das Bundesgericht
entlastet werden kann. Das vom Nationalrat in der Wintersession diskussionslos
angenommene Begehren schlägt insbesondere vor, Bagatellfälle zu definieren und diese
nicht mehr vom  Bundesgericht beurteilen zu lassen. Der Bundesrat kündigte an, die
Vorschläge im Rahmen einer Revision des Bundesgerichtsgesetzes zu prüfen. 3

POSTULAT
DATUM: 13.12.2013
MARC BÜHLMANN

Das Postulat Jositsch (sp, ZH), mit dem der Bundesrat beauftragt werden soll, Struktur,
Organisation, Zuständigkeit und Überwachung der Bundesanwaltschaft zu überprüfen,
wurde auf Antrag des Büro-SR von der kleinen Kammer in der Herbstsession 2019
stillschweigend an die GPK-SR zur Vorprüfung überwiesen. Der Zürcher Sozialdemokrat
fragte sich, weshalb die Kritik an der Bundesanwaltschaft trotz personeller
Anpassungen nicht abnehme, und schlug vor, zu untersuchen, ob dies allenfalls
strukturelle Gründe habe. 
Da die GPK beider Räte eine Überprüfung des Aufsichtsverhältnisses zwischen der
Bundesanwaltschaft und deren Aufsichtsbehörde (AB-BA) beschlossen habe und die
RK-NR gesetzgeberischen Handlungsbedarf prüfe – nicht ohne die Resultate der GPK
abzuwarten –, sei es sinnvoll, das Postulat der GPK zuzuweisen, damit diese die
Forderungen des Postulats mit ihren Bemühungen koordinieren könne, so der
Ordnungsantrag des Büros. Ein Bericht der GPK sei im November 2020 zu erwarten und
mit der Überweisung könnten Mehrspurigkeiten vermieden werden, begründete Hans
Stöckli (sp, BE) als Sprecher des Büros den Antrag. 4

POSTULAT
DATUM: 16.09.2019
MARC BÜHLMANN
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«Viel Kritik und wenige Ergebnisse» fasste Marco Chiesa (svp, TI) die Begründung für
sein Postulat zusammen, das vom Bundesrat einen Bericht über die Effizienz der
Bundesanwaltschaft verlangte. Seit 17 Jahren sei die Bundesanwaltschaft nun mit
neuen Kompetenzen ausgestattet. Es habe während dieser Zeit nicht nur vier
verschiedene Bundesanwälte gegeben, bei denen jeweils heftige Kritik angebracht
worden sei, sondern es hätten auch zahlreiche Reorganisationen stattgefunden und es
seien hohe Abgangsentschädigungen bezahlt worden. Wenig habe man hingegen von
der eigentlichen Tätigkeit der Bundesanwaltschaft gesehen, nämlich erfolgreiche
Untersuchungen im Bereich Terrorismus und kriminelle Organisationen. 
Die Aufsichtsbehörde über die Bundesanwaltschaft (AB-BA) nahm Stellung zum Vorstoss
und empfahl das Postulat zur Annahme, damit in einem wissenschaftlichen Bericht
abgeklärt werden könne, ob sich die Bundesgerichtsbarkeit bewährt habe. Der
Nationalrat nahm das Postulat stillschweigend an. 5

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
MARC BÜHLMANN

In ihrem Bericht vom 17. November 2020 beantragte die GPK-SR, an die das Postulat
von Daniel Jositsch (sp, ZH) für eine Überprüfung von Struktur, Organisation,
Zuständigkeit und Überwachung der Bundesanwaltschaft zur Vorprüfung überwiesen
worden war, lediglich einen Teil des Postulats anzunehmen. Abzulehnen sei Ziffer 1 des
Postulats, die eine Überprüfung der Zweckmässigkeit der Struktur und der Organisation
der Bundesanwaltschaft forderte. Diese Überprüfung werde durch die laufende GPK-
Untersuchung bereits vorgenommen. Aus dem gleichen Grund sei auch Ziffer 3 des
Postulats abzulehnen: Auch die Überprüfung, ob die Aufsichtsbehörde über die
Bundesanwaltschaft (AB-BA) den an sie gestellten Anforderungen genüge, sei
Gegenstand der GPK-Untersuchung. Zur Annahme empfahl die GPK-SR allerdings Ziffer
2 des Postulats: Der Bundesrat solle klären, ob die Verteilung der Kompetenzen
zwischen Bund und Kantonen im Bereich der Strafverfolgung nach zahlreichen
Partialrevisionen noch zweckmässig sei. Teilweise bestünde Rechtsunsicherheit, weil
die Zuständigkeiten nicht immer klar seien, begründete die GPK-SR ihre Empfehlung. 
In der Ratsdebatte während der Wintersession 2020 führte Daniel Jositsch aus, dass er
sein Postulat «vor allem auch im Zusammenhang mit der Diskussion um die Person des
Bundesanwalts eingereicht» habe. Das Problem sei aber nicht der mittlerweile
zurückgetretene Michael Lauber, vielmehr gebe es in der Bundesanwaltschaft
strukturelle Probleme, die nicht durch das Ersetzen von Köpfen gelöst werden könnten.
Er unterstütze aber den Antrag der GPK-SR, weil die Ziffern 1 und 3 seines Postulats
bereits in Abklärung seien. Zu Wort kam auch der Präsident der AB-BA, Hanspeter
Uster. Er begrüsse eine Evaluation der Aufsichtsbehörde und unterstütze auch eine
Evaluation der Kompetenzaufteilung gemäss Ziffer 2 des Postulats. Schliesslich äusserte
sich auch Justizministerin Karin Keller-Sutter. Sie begrüsse es, dass in dieser Frage eng
mit den Kantonen zusammengearbeitet werden könne. Sie plane zudem den Einsatz
einer Arbeitsgruppe. In der Folge wurde Ziffer 2 des Postulats stillschweigend
überwiesen. 6

POSTULAT
DATUM: 14.12.2020
MARC BÜHLMANN

Mittels Postulat wollte Andrea Caroni (fdp, AR) dem Bundesrat den Auftrag geben, einen
Bericht zur Modernisierung des Bundesgerichtsgesetzes zu verfassen. Nicht nur der
Bundesrat, der das Postulat zur Annahme empfahl, sondern auch die Ratskolleginnen
und -kollegen von Caroni befanden die Idee einer Untersuchung, welche die
Möglichkeiten für eine Optimierung des Rechtsschutzes und für eine Entlastung des
Bundesgerichts aufzeigen soll, für gut. 
In der Ständeratsdiskussion in der Frühjahrssession 2021 nahm Caroni Bezug auf die
2020 versenkte Bundesgerichtsgesetzesrevision: Die Reform sei damals lediglich an der
Idee der subsidiären Verfassungsbeschwerde gescheitert. Die mit der Revision
ebenfalls anvisierten Forderungen nach einer Behebung der Fehlbelastung des
obersten Gerichts durch Bagatellfälle und nach einer besseren Organisation des
Rechtsschutzes, der in weiten Teilen nicht dem Bundesgericht unterstehe, seien aber
damals eigentlich auf breite Unterstützung gestossen. Mit dem verlangten Bericht
sollten diese nicht umstrittenen Elemente neu aufgenommen und so eine nach wie vor
notwendige Revision neu aufgegleist werden. Daniel Jositsch (sp, ZH) kritisierte, dass
man nach so kurzer Zeit nicht schon wieder etwas diskutieren müsse, das man ja
eigentlich abgelehnt habe. Ein Milizparlament müsse schonender mit seinen
Zeitressourcen umgehen. Justizministerin Karin Keller-Sutter erklärte zwar, dass die
«Schamfrist noch nicht abgelaufen» sei, dass sie aber im Ständerat und in der RK-SR
den Wunsch spüre, die damals unbestrittenen Punkte noch einmal aufzunehmen. Der
Bundesrat sei deshalb im Sinne eines «Entgegenkommens» gerne bereit, noch einmal
den Katalog an Möglichkeiten aufzuzeigen, aus dem dann eine mehrheitsfähige Vorlage

POSTULAT
DATUM: 01.03.2021
MARC BÜHLMANN
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gezimmert werden könne. Das Postulat wurde in der Folge ohne Abstimmung
überwiesen. 7

Infrastruktur und Lebensraum

Energie

Energiepolitik

Lors de la session d’été, le Conseil national a accepté un postulat Teuscher (verts, BE)
chargeant le Conseil fédéral d’établir un rapport sur le réseau d’électricité. Le texte
demande d’une part au gouvernement d’établir les conditions nécessaires à
l’introduction de compteurs intelligents. D’autre part, le texte exige l’examen des
besoins d’aménagements des réseaux de transport et de distribution afin d’assurer
l’approvisionnement en électricité issue d’énergies renouvelables. 8

POSTULAT
DATUM: 09.06.2011
LAURENT BERNHARD

Netz und Vertrieb

En prévision de la mise en consultation début 1998 d'un projet d'ordonnance sur la
protection contre le rayonnement non ionisant, le Conseil national a transmis un
postulat Teuscher (pe, BE) priant le gouvernement d'examiner par quelles mesures la
protection de la population contre des atteintes chroniques dues au smog électrique
pourrait être améliorée. Du fait que le projet d'ordonnance de l'OFEFP se contente de
définir une valeur limite de sécurité (10'000 Nanotesla) pour les expositions de courte
durée à un rayonnement électromagnétique intense, le postulat demande que de
meilleures bases scientifiques soient élaborées afin de permettre également la fixation
de valeurs-limites efficaces concernant les expositions de longue durée au smog
électrique. 9

POSTULAT
DATUM: 10.10.1997
LIONEL EPERON

Le Conseil national a transmis un postulat Rechsteiner (ps, BS) demandant à l’exécutif
de favoriser une libéralisation anticipée du marché de l’électricité pour les nouvelles
formes d’énergies renouvelables. L’exécutif s’est déclaré prêt à accepter le postulat. 10

POSTULAT
DATUM: 19.03.1999
LAURE DUPRAZ

Le Conseil national a transmis un postulat Heim (ps, SO) chargeant le Conseil fédéral de
rapporter sur les causes et les conséquences de la hausse des tarifs de l’électricité
pour les industries consommant d’importantes quantités de courant, ainsi que sur les
mesures susceptibles d’atténuer les effets négatifs de la hausse sur la compétitivité des
entreprises concernées. 11

POSTULAT
DATUM: 11.12.2009
NICOLAS FREYMOND

Sur préavis favorable du Conseil fédéral, le Conseil des Etats a adopté tacitement un
postulat Stähelin (pdc, TG) chargeant l’exécutif d’établir un rapport présentant un
diagnostic complet du réseau électrique suisse. Le gouvernement doit notamment
examiner les besoins en termes d’assainissement et de développement du réseau et la
capacité de ce dernier à absorber les variations de flux et à prendre en charge
l’échange d’importants volumes de courant sur de grandes distances, y compris le
transit international. Enfin, les investissements nécessaires, leur planification, leur
financement et leur répercussion sur le prix de l’électricité doivent faire l’objet de
propositions. Lors de la session d’automne, le Conseil national a quant à lui transmis au
Conseil fédéral un postulat de la CEATE-CN allant dans le même sens. 12

POSTULAT
DATUM: 09.03.2010
NICOLAS FREYMOND

Le Conseil national a accepté un postulat du groupe PBD chargeant le gouvernement
d'examiner l’introduction d’une tarification progressive de l'électricité et de
l'utilisation du réseau afin de faire baisser la consommation d'électricité. 13

POSTULAT
DATUM: 09.06.2011
LAURENT BERNHARD
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Le Conseil national a adopté un postulat du groupe PBD chargeant le Conseil fédéral
d’examiner les mesures qui s’imposent quant à la planification de l'acheminement de
l'électricité en Suisse. 14

POSTULAT
DATUM: 09.06.2011
LAURENT BERNHARD

Le Conseil national a adopté en septembre un postulat Grossen (pvl, BE) portant sur la
sécurité des investissements dans le secteur de l’électricité. Par cette décision, le
Conseil fédéral a été chargé d’examiner si des conditions-cadres contraignantes (telles
que des normes pour les applications «smart-grid») devaient être mises en place afin
d’assurer le développement des réseaux électriques. 15

POSTULAT
DATUM: 26.09.2013
LAURENT BERNHARD

Am 20. März 2014 behandelte der Ständerat ein Postulat Diener (glp, ZH), welches die
Transparenz auf dem Strommarkt erhöhen will. Der Bundesrat zeigte Bereitschaft,
gemäss Punkt 1 des Postulats die Einführung eines Herkunftsnachweises für sämtlichen
in der Schweiz verkauften Strom zu prüfen. Die weiteren Punkte des Postulats
(Information über die Umweltauswirkungen, Deklarationsregelung bei
Pumpspeicherkraftwerken und Deklarationspflicht für reinen Transithandel) wurden
vom Bundesrat hingegen abgelehnt. Ständerätin Diener Lenz zeigte sich einverstanden
mit der bundesrätlichen Haltung, Punkt 1 anzunehmen und die Punkte 2, 3 und 4
abzulehnen. Der Rat übernahm diese Haltung ebenfalls. 16

POSTULAT
DATUM: 20.03.2014
NIKLAUS BIERI

Die UREK-NR hatte im November 2015 ein Postulat eingereicht, welches den Bundesrat
mit einem Bericht über die Auswirkungen der Rückerstattungen der Zuschläge auf die
Übertragungskosten der Hochspannungsnetze beauftragt. Es solle insbesondere
aufgezeigt werden, wieviele Unternehmen die Rückerstattung des Netzzuschlags
erhalten und in welchem Umfang dies geschieht. Der Bundesrat zeigte sich mit dem
Anliegen einverstanden und beantragte die Annahme des Postulates. Im März 2016
nahm der Nationalrat den Vorstoss stillschweigend an. 17

POSTULAT
DATUM: 02.03.2016
NIKLAUS BIERI

Mit der Annahme des Entwurfs zum Um- und Ausbau der Stromnetze genehmigte der
Ständerat im Dezember 2016 auch die Abschreibung des Postulates Grossen (glp, BE)
zur Investitionssicherheit für Stromversorger.

POSTULAT
DATUM: 08.12.2016
NIKLAUS BIERI

Mit einem im Jahr 2015 eingereichten Postulat wollte der Walliser Nationalrat Mathias
Reynard (sp) vom Bundesrat wissen, ob statt der geplanten – und im Kanton Wallis stark
umstrittenen – elektrischen Oberleitung auch der Bau einer unterirdischen
Hochspannungsleitung zwischen Chamoson (VS) und Ulrichen (VS) in die Planung des
Schweizer Stromnetzes aufgenommen werden könnte. Der Postulant argumentierte,
dass durch Freileitungen viele negative Effekte in den Bereichen Gesundheit sowie
Lärmbelastung für die Anwohnerinnen und Anwohner entstünden und das
Landschaftsbild, der Wert der Liegenschaften und der Tourismus darunter leiden
würden. Eine entsprechende Machbarkeitsprüfung durch Fachleute im Auftrag des
Kantons Wallis sei positiv ausgefallen. Zudem sei es möglich, dass das Parlament eine
Erdverkabelungspflicht für Hochspannungsnetze ins StromVG (Bundesgesetz zum Um-
und Ausbau der Stromnetze) aufnehme, mutmasste der Postulant. 
Dem entgegnete Energieministerin Doris Leuthard in der Frühjahrssession 2017 im
Nationalrat, dass aufgrund des ständerätlichen Erstrat-Entscheids in den Beratungen
zum Um- und Ausbau der Stromnetze wohl keine Bodenverlegungspflicht für
Hochspannungsleitungen ins Gesetz kommen werde. Zudem sei es nicht angebracht, in
laufende Verfahren einzugreifen; Beschwerden gegen den Plangenehmigungsentscheid
für den Bau der Hochspannungsleitung seien derzeit beim Bundesgericht hängig. Der
Nationalrat liess sich jedoch von der ablehnenden Haltung des Bundesrats nicht
überzeugen und nahm das Anliegen mit 127 zu 60 Stimmen bei fünf Enthaltungen an. 18

POSTULAT
DATUM: 09.03.2017
MARCO ACKERMANN
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Nationalrätin Graf-Litscher (sp, TG) wies in ihrem Postulat für eine Meldepflicht bei
kritischen Infrastrukturen darauf hin, dass Infrastrukturen wie Strom und
Telekommunikation sehr essentiell für die Schweiz sind und Risiken wie Cyberangriffe,
Naturkatastrophen sowie militärische und terroristische Angriffe auf die Infrastruktur
grosse Auswirkungen auf das ganze Land haben würden. Sie forderte den Bundesrat
dazu auf, darzustellen, wie eine mögliche Meldepflicht bei potenzieller Bedrohung
aussehen könnte. Mithilfe einer systematischen Auswertung dieser Meldungen könnte
so ein Frühwarn-, Beratungs- und Abwehrsystem aufgebaut werden, welches
potenzielle Risiken verringert. 
Bundesrat Maurer begrüsste diese Forderung und betonte die geforderte Systematik,
die zur Prävention von Risiken führen könne. Durch den Austausch von Erfahrungen
unter den Betreibern und den staatlichen Behörden könne das Sicherheitsdefizit der
Schweiz in diesem Bereich verringert werden. In der Schweiz seien derzeit wichtige
Infrastrukturen anfällig bezüglich diverser Gefahren. Der Nationalrat nahm das Postulat
am 13. Dezember 2017 stillschweigend an. 19

POSTULAT
DATUM: 13.12.2017
MARCO ACKERMANN

Mittels eines Postulats forderte Nationalrat Jürg Grossen (glp, BE) vom Bundesrat einen
Bericht, der aufzeigen soll, wie hoch der jährliche Energieverbrauch von steuerbaren
Geräten wie Elektroboiler, Speicherheizungen, Wärmepumpen, Pumpspeicher usw. in
der Schweiz ist. Hintergrund dieses Begehrens war die Frage nach der Vereinbarkeit der
Förderung erneuerbarer Energien, wie sie im ersten Massnahmenpaket der
Energiestrategie 2050 festgehalten ist, und dem heutigen, über den Tagesverlauf
schwankenden Stromkonsumverhalten. Mit der Förderung der alternativen
Energiequellen (v.a. Sonne und Wind) und der geplanten Abschaltung der
Atomkraftwerke wird die konstante Stromproduktion (Bandstrom) teilweise wegfallen
und die Energieproduktion wird ebenfalls über den Tagesverlauf schwanken. Schon seit
längerer Zeit drosseln die Stromanbieter mittels der Rundsteuertechnik den
Energieverbrauch von steuerbaren Geräten wie beispielsweise Boilern zu
Spitzennachfragezeiten, beziehungsweise stützen ihn bei Stromüberangebotszeiten,
um die Nachfrage an das Bandstromangebot anzupassen. In einer neuen Form soll nun
die Rundsteuertechnik auch bei den erneuerbaren Energien eingesetzt werden. Der
geforderte Bericht soll zeigen, wie viel Strom solche steuerbaren Geräte gesamthaft
verbrauchen, wie viele Einschaltzyklen derzeit schon absichtlich in preisgünstigere
Stromüberangebotszeiten verschoben werden, welche Chancen und Risiken mit
weniger Bandstrom einhergehen und ob allfällige Massnahmen zu treffen sind, so etwa
ein Systemumbau bei der Rundsteuerung.

Der Bundesrat hatte im Vorfeld der Ratsdebatte zur Ablehnung des Postulats geraten
und dies mit dem Verweis auf den Bericht zum Postulat Nordmann begründet. In
diesem Bericht habe der Bund bereits viele Analysen zum Stromverbrauch
vorgenommen, jedoch keine Analysen zum Stromverbrauch über den Tagesverlauf
gemacht, wie dies das vorliegende Postulat erfordere. Eine Untersuchung über den
Tagesverlauf würde einen grossen Aufwand mit sich bringen. Im Rat betonte
Bundesrätin Doris Leuthard, dass diese Untersuchung zudem ein «Business Case» sei,
also wirtschaftliche Interessen seitens der Strombranche an einer solchen Analyse
bestünden, und es deshalb im Sinne einer Schonung der Bundesressourcen nicht die
Aufgabe des Staates sei, hier aktiv zu werden. Grossen vertrat hingegen die Meinung,
dass das BFE die Daten mit geringem Aufwand einfach zusammentragen könne, da beim
Einbau solcher Geräte diverse Formulare auszufüllen seien und die Angaben zum
Stromverbrauch bei den Unternehmen bereits bestünden. Das Begehren schien die
Mehrheit der grossen Kammer, mit Ausnahme der SVP- und CVP-Fraktion zu
überzeugen, sodass der Nationalrat das Postulat mit 104 gegen 84 Stimmen bei 4
Enthaltungen annahm. 20

POSTULAT
DATUM: 08.03.2018
MARCO ACKERMANN

Im Rahmen des Berichts des Bundesrates über Motionen und Postulate der
eidgenössischen Räte 2019 schrieb der Nationalrat im September 2020 das Postulat
Graf-Litscher (sp, TG) zur Ausgestaltung einer Meldepflicht bei schwerwiegenden
Sicherheitsvorfällen bei kritischen Infrastrukturen stillschweigend ab. Im November
desselben Jahres nahm die SiK-NR bei Beratungen zur Cybersicherheit Kenntnis vom
Bericht. 21

POSTULAT
DATUM: 14.09.2020
MARCO ACKERMANN
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In einem Bericht soll der Bundesrat aufzeigen, was die EU-Verordnung zum
Elektrizitätsbinnenmarkt vom 5. Juni 2019 für Auswirkungen auf die Schweizer
Versorgungssicherheit, die Netzsicherheit und die Systemstabilität hat. Nachdem der
Bundesrat die Ausarbeitung eines solchen Berichts begrüsst hatte, nahm der
Nationalrat das entsprechende Postulat Nussbaumer (sp, BL) in der Herbstsession 2021
stillschweigend und diskussionslos an. Einerseits soll geklärt werden, was für Folgen es
für die Schweiz hätte, wenn sie die Regelungen der Verordnung nicht übernehmen
würde. Andererseits soll der Bundesrat auch aufzeigen, welche Massnahmen allenfalls
bis Ende 2025 ergriffen werden müssten, um ebendiese negativen Auswirkungen zu
vermeiden. 22

POSTULAT
DATUM: 01.10.2021
MARCO ACKERMANN

Le groupe de l'UDC pointe du doigt les flux de charge électriques imprévus qui
surchargent le réseau électrique helvétique. Comme exemple, le député Christian
Imark (udc, SO), orateur du groupe, a indiqué qu'environ un tiers des flux électriques
entre la France et l'Allemagne transite de manière imprévue par la Suisse. D'après le
groupe UDC, cette surcharge est non seulement un risque pour la sécurité de
l'approvisionnement helvétique, mais engendre également des coûts. Dans cette
optique, le groupe a déposé un postulat pour évaluer s'il est nécessaire d'installer des
déphaseurs aux frontières. 
Le Conseil fédéral s'est opposé au postulat. De son point de vue, les acteurs concernés
sont conscients de la problématique et des solutions ont déjà été envisagées avec les
gestionnaires de réseau des pays voisins. De plus, l'installation de déphaseurs aux
frontières engendrerait des coûts disproportionnés par rapport à la possibilité de
résoudre le problème grâce à une collaboration et intégration plus étroite avec les
différents partenaires européens de la Suisse. 
En chambre, le postulat a été rejeté par 140 voix contre 49 et 1 abstention. L'UDC n'a
pas réussi à convaincre au-delà de ses rangs. 23

POSTULAT
DATUM: 17.03.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil fédéral a estimé qu'à la suite de la publication du rapport, l'objectif du
postulat sur la consommation annuelle d'électricité avait été atteint. Le postulat a été
classé. 24

POSTULAT
DATUM: 02.06.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Le Conseil fédéral estime que le rapport «Stromzusammenarbeit Schweiz-EU», qui
analyse les collaborations en matière d'électricité entre la Suisse et l'UE, répond aux
objectifs du postulat. Il préconise donc son classement. 25

POSTULAT
DATUM: 07.06.2022
GUILLAUME ZUMOFEN

Adèle Thorens Goumaz (verts, VD) propose d'exploiter le parc de véhicule électrique
pour stocker de l'énergie excédentaire et équilibrer le réseau lors des pics de
consommation. D'après la députée, l'électrification croissante des voitures est une
véritable opportunité pour la gestion du réseau électrique suisse. Si l'Office fédéral de
l'énergie (OFEN) étudie déjà la thématique depuis plusieurs années, elle souhaite que le
Conseil fédéral dresse un état des lieux de cette technologie, en Suisse et à l'étranger.
Ce bilan devrait mettre en évidence, non seulement les opportunités pour le stockage
et l'équilibrage du réseau, mais également les obstacles techniques, financiers et
législatifs. 
Le Conseil fédéral a soutenu le postulat. Il a été adopté tacitement par les chambre des
cantons. 26

POSTULAT
DATUM: 27.09.2022
GUILLAUME ZUMOFEN
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Sozialpolitik

Sozialversicherungen

Krankenversicherung

Le Conseil national a adopté par 129 voix contre 58 un postulat Cassis (plr, TI) chargeant
le Conseil fédéral d’évaluer les conséquences d’un arrêt du Tribunal fédéral limitant la
prise en charge par la LAMal d’une maladie lorsque les coûts des prestations sont très
importants. Le postulant charge donc le Conseil fédéral d’étudier les questions des
limites de la solidarité sociale, des instruments permettant de fixer cette limite, du rôle
d’une agence nationale d’évaluation et de la possibilité de créer un fonds pour les
patients souffrant de maladie rare potentiellement touchés par la décision du Tribunal
fédéral. Seule la gauche s’est massivement opposée au postulat. 27

POSTULAT
DATUM: 30.09.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Le Conseil national a adopté un postulat Pfister (pdc, ZG) chargeant le Conseil fédéral
d’examiner l’opportunité de créer une commission statuant sur les cas extrêmes où la
prise en charge par les caisses-maladie des coûts élevés de certaines maladies rares est
contestée suite à un arrêt du Tribunal fédéral. Le postulant estime qu’une telle tâche
peut être confiée à une commission composée de représentants des caisses, de
médecins, d’éthiciens et de psychologues au lieu d’engager une procédure auprès du
Tribunal fédéral. 28

POSTULAT
DATUM: 23.12.2011
SÉBASTIEN SCHNYDER

Soziale Gruppen

Kinder- und Jugendpolitik

Lors de la session d'automne 2019, le Conseil national a adopté à l'unanimité un
postulat Schwander (udc, SZ), qui demandait de prendre la situation des enfants au
sérieux. Le postulat réclame la rédaction d'un rapport qui présenterait les modalités
d'une réglementation donnant à tous les enfants en Suisse les mêmes droits,
indépendamment de l'état civil de leurs parents. Cette demande découle de la situation
actuelle, où les conditions de procédure au Tribunal fédéral sont réglées différemment
selon que les parents de l'enfant sont mariés ou non. 29

POSTULAT
DATUM: 27.09.2019
SOPHIE GUIGNARD
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